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Franz Reifbäck nicht gleich Kapsel. „Je nachdem, ob ein matter oder ein glän-
zender Lack aufgetragen wurde bzw. ob die zu transportierenden Produkte
schwarz oder grün sind, verhalten sie sich ein wenig anders. Und auf diese klei-
nen, aber feinen Unterschiede muss die Antriebstechnik reagieren“, betont der
Werkstättenleiter, dass der eingesetzten Beckhoff-Lösung ein Maximum an An-
passungsfähigkeit und Flexibilität abverlangt wird.

Vertrauen reduziert Komplexität

Die Zusammenarbeit zwischen BT-Watzke und Beckhoff war von Anfang an ein
sehr intensives und vertrauensvolles Miteinander. Mit Beckhoff haben die Ping-
gauer auf jeden Fall einen Umsetzungspartner an der Hand, der ähnlich wie BT-
Watzke selbst zahlreiche »Möglichmacher-Qualitäten« aufweist. Einerseits, weil
eine PC-basierte Steuerungstechnik »von Natur aus« fein skalierbar ist – sowohl
hard- als auch softwareseitig. Und andererseits, weil die gesamte Beckhoff-
Mannschaft all ihr Know-how dafür gibt, die Erwartungen der Kunden am be-
sten mehr als nur zu erfüllen. Bei BT-Watzke war es vor allem das taktgerechte

Zusammenspiel zwischen der »kleinen« und »großen« Antriebstechnik, das für
Franz Reifbäck und Daniel Wolf auf den ersten Blick gar nicht so leicht regelbar
zu sein schien. Aber mit der von Bernhard Fischer empfohlenen Kurvenschei-
benfunktionalität ließ sich selbst diese an sich sehr komplexe Aufgabenstellung
auf einfache Art und Weise mit einem »Software-Schalter für alles« lösen. Sämt-
liche Ist- und Soll-Positionen werden über den Industrial-Ethernet-Bus Ethercat
an die involvierten Servomotorklemmen »EL72xx« und Servoverstärker
»AX5000« übertragen, somit wird eine elektronische Kurvenscheibe an den Ser-
vomotoren »AM8000« erreicht. „Wir haben gut zugesehen, wie die Synchroni-
sierung mehrerer Bewegungsabläufe in »Twincat3« funktioniert. Beim nächsten
Mal schaffen wir es schon alleine“, freuen sich Daniel Wolf und Gerhard 
Schuller, dass sie während der intensiven Zusammenarbeit mit Beckhoff sehr viel
dazugelernt haben. (r.PA./TR)

V.l.n.r.: Franz Reifbäck, Werkstättenleiter bei BT-Watzke, Bernhard Fischer,
Vertriebsmitarbeiter von Beckhoff Österreich und Daniel Wolf, Elektrotech-
niker bei BT-Watzke denken bereits über weitere gemeinsame Projekte nach. 

INFOLINKs: www.beckhoff.com I        www.bt-watzke.at

Die Covid-19-Pandemie hält uns trotz der Öffnungsschritte weiter
in ihrem Griff. Die nun zur Verfügung stehenden Impfungen und
die Impfbereitschaft der Gesellschaft stehen in einem Spannungs-
verhältnis zueinander, sodass sich aus rechtlicher Sicht zahlreiche
Fragen insbesondere dahingehend stellen, ob es eine Verpflich-
tung zur Impfung geben könnte.
Im Arbeitsrecht muss generell festgehalten werden, dass derzeit
keine gesetzliche Impfpflicht besteht. Eine Verpflichtung zur 
Vornahme einer Impfung würde grundsätzlich ein Eingriff in die
körperliche Unversehrtheit eines Menschen bedeuten und be-
dürfte sohin einer Verfassungsregelung. Der Arbeitnehmer darf
aus heutiger Sicht eine Impfung ablehnen. 
Davon zu unterscheiden ist die Frage nach der Offenlegung des
Impfstatus eines Arbeitnehmers: besonders in sensiblen Berei-
chen, in denen der Arbeitgeber zur Wahrung der Gesundheit 
seiner Patienten bzw. seiner Kunden verpflichtet ist – da wird der
Arbeitnehmer im Rahmen seiner Treuepflichten gegenüber dem
Arbeitgeber seinen Impfstatus offenlegen müssen, wenn anson-
sten eine Gefahr für die Gesundheit der Patienten bzw. Kunden
bestünde. Im Falle der Verweigerung obliegt es dann dem 
Arbeitgeber zu entscheiden, wie er weiter vorgeht – also, ob er
die Verweigerung der Auskunft akzeptiert oder aber im Sinne sei-
ner Verpflichtung zur Wahrung der Interessen seiner Patienten
bzw. Kunden das Arbeitsverhältnis unter Einhaltung der Kündi-
gungsfrist beendet. 
Gleiches gilt auch für die Ablehnung der Impfung: obwohl derzeit
keine gesetzliche Verpflichtung dazu besteht, muss der Arbeitge-
ber entscheiden, ob ihn selbst eine Verpflichtung zur Wahrung
der gesundheitlichen Interessen seiner Patienten und Kunden
trifft, und wie er dann im Falle der Ablehnung durch seinen 
Arbeitnehmer vorgeht. In Bereichen, in denen kein Kündigungs-
schutz besteht, kann ein Arbeitgeber jederzeit die Kündigung –
wohl unter Einhaltung der Kündigungsfrist – aussprechen. Ein
wichtiger Grund, der zur Beendigung mit sofortiger Wirkung 
berechtigen würde, ist eher nicht anzunehmen. 
Seitens des Arbeitgebers wäre auch eine Versetzung des betroffe-
nen Arbeitnehmers denkbar. Hier muss gleichfalls unterschieden
werden, ob den Arbeitgeber Schutzpflichten gegenüber seinen
Patienten bzw. Kunden treffen – ist das der Fall, wird er wohl den
Arbeitnehmer im Falle der Ablehnung einer Impfung versetzen
dürfen. Sollte hingegen keine besondere derartige Verpflichtung
des Arbeitgebers bestehen, hängt die Versetzung des Arbeitneh-
mers wie üblich von den Regelungen im Dienstvertrag ab. 
Im privatrechtlichen Bereich stellt sich die Frage, ob Unternehmer
den Zugang zu ihren Einrichtungen wie Konzerthallen, Sportstät-
ten oder Fitnessstudios nur geimpften Personen gewähren dürfen.
Da derzeit keinerlei Rechtsprechung bzw. eine spezielle Gesetzes-
grundlage dazu existiert, wird wohl vom Grundsatz der Privatau-
tonomie auszugehen sein, wonach Unternehmen selbst die
Grundlagen festlegen, wem sie ihre Dienstleistungen anbieten
wollen. 
Es wäre daher eine dahingehende gesetzliche Regelung zu be-
grüßen, da spätestens ab dem Herbst zu erwarten ist, dass sowohl
so mancher Arbeitgeber als auch diverse Dienstleister auf die Vor-
lage eines Impfnachweises bestehen werden.

Verpflichtung zur Impfung?
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